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Dringender Handlungsbedarf:
Terrorgefahr in Solingen und Hessen

Nach dem Terroranschlag in Solingen fordert DPolG Hessen
ein gemeinsames Handeln der Politik gegen islamistischen

Extremismus.

Am 26. August 2024 ereignete sich ein beunruhigender
Terroranschlag in Solingen, der die Diskussion über Sicherheit
und Prävention in Deutschland neu entfacht hat. Die Deutsche
Polizeigewerkschaft (DPolG) Hessen sieht in diesem Vorfall eine
alarmierende Bestätigung für die steigende Gewalt, die sich
durch ähnliche Messerattacken in den letzten Monaten
abzeichnet. Landesvorsitzender Björn Werminghaus erklärte,
dass ein schnelles und koordiniertes Handeln seitens der Politik
unerlässlich sei, um solche verheerenden Angriffe zu verhindern.

Werminghaus machte deutlich, dass individuelle Maßnahmen,
wie schärfere Waffengesetze oder das Einführen von
Waffenverbotszonen, nicht ausreichen, um das Problem des
islamistischen Terrors wirksam zu bekämpfen. Er betonte, dass
eine ganzheitliche Strategie erforderlich ist, um diesen und
andere Gewalttaten entgegenzuwirken. Seine Aussagen kamen
nach den jüngsten Besorgnissen über die Zunahme solcher
Angriffe im Land, die durch die Attacke in Solingen nur noch
verstärkt wurden.

Die Situation in Hessen

In Hessen hat die Anzahl der Messerattacken in den letzten
Jahren alarmierend zugenommen. Diese Entwicklungen werfen
Fragen zur Effektivität der aktuellen Sicherheitsmaßnahmen auf.



Laut Werminghaus helfen temporäre Lösungen, wie das
Einrichten von Waffenverbotszonen, den Polizeibeamten zwar in
ihrer täglichen Arbeit, halten jedoch nicht effektiv genug Einzug
in die problematischen Bereiche, wo gezielte Angriffe
stattfinden. Für eine nachhaltige Verbesserung ist es notwendig,
umfassende Strategien zu entwickeln und die Polizeikräfte
entsprechend auszubilden.

Ein Aspekt, den Werminghaus besonders kritisch anspricht, ist
die Notwendigkeit, den Radicalismus an seinen Wurzeln zu
bekämpfen. Unkontrollierte und extremistische Predigten in
Hinterhof-Moscheen sowie von Hasspredigern im Internet
müssen entgegengewirkt werden. Diese Maßnahmen erfordern
nicht nur eine Stärkung der Sicherheitsbehörden, sondern auch
eine tiefere gesellschaftliche Auseinandersetzung mit den
zugrundeliegenden Problemen.

Handlungsbedarf in der Politik

Ein weiteres zentrales Anliegen der DPolG ist die personelle
Aufstockung in verschiedenen Bereichen, darunter die
Ausländerbehörden und die Staatsanwaltschaften. Werminghaus
fordert mehr Personal, um schnellere Abschiebebescheide
erlassen zu können und die überlasteten Gerichte zu entlasten.
Dies zeigt, dass die Herausforderungen nicht nur proaktiv,
sondern auch reaktiv angegangen werden müssen, um
potentielle Bedrohungen rechtzeitig abzuwenden.

Die Forderungen umfassen auch eine intensivere Kontrolle an
den Grenzen sowie eine verbesserte personelle Ausstattung der
Polizei und des Verfassungsschutzes. Um künftige Anschläge zu
verhindern, müsse zudem der Einsatz von Videoüberwachung im
öffentlichen Raum ausgeweitet werden. Diese Maßnahmen
sollen nicht nur der Abschreckung dienen, sondern auch der
friedlichen und sicheren Koexistenz aller Bürger in der
Gesellschaft.

Zusammenfassend ist die Botschaft der DPolG Hessen klar: Die



Zeit des Zögerns ist vorbei. Die Politik muss umgehend und
entschlossen agieren, um das Sicherheitsniveau in Deutschland
zu erhöhen. Die Maßnahmen, die jetzt ergriffen werden, könnten
entscheidend dafür sein, wie sicher sich die Bürger in ihrem
täglichen Leben fühlen. Angesichts der wiederholten Vorfälle ist
es nicht nur ein Gebot der Stunde, sondern auch eine moralische
Verpflichtung, dass alle beteiligten Akteure Verantwortung
übernehmen und gemeinsam gegen den Terror vorgehen.

Vor dem Hintergrund der
Sicherheitsdebatte

Die gestiegene Zahl an Angriffen fordert ein Umdenken in der
Sicherheitsstrategie Deutschlands. Um eine effektive Prävention
zu gewährleisten, sollten Bürger, Politiker und
Sicherheitsbehörden in einem dialogischen Prozess
zusammenarbeiten. Nur so kann ein stabiles Fundament für eine
sichere Gesellschaft freigelegt werden, die dem Terror
nachhaltig entgegentritt und einen offenen Diskurs über
mögliche Wege der Gewaltprävention fördert.

Hintergrundinformationen zu
islamistischem Terror in Deutschland

Die Problematik des islamistischen Terrors in Deutschland ist
komplex und wird von verschiedenen sozialen, politischen und
wirtschaftlichen Faktoren beeinflusst. In den letzten Jahren gab
es mehrere Hochzeiten islamistischer Anschläge, die nicht nur in
Deutschland, sondern auch in anderen europäischen Ländern zu
einem erhöhten Sicherheitsbewusstsein führten. Diese Vorfälle
sind oft das Ergebnis einer Vielzahl von Extremismusfaktoren,
die sowohl lokale als auch globale Dimensionen haben. 

Ein zentraler Aspekt ist die Radikalisierung, die häufig in
Gemeinschaften stattfindet, wo gesellschaftliche Isolation,
wirtschaftliche Ungleichheit und unzureichende
Integrationsmaßnahmen zusammenkommen. Studien des



Bundesamts für Verfassungsschutz zeigen, dass vor allem junge
Menschen, die sich in einer prekären Lebenssituation befinden,
ein erhöhtes Risiko haben, durch extremistisches Gedankengut
angezogen zu werden. Diese Radikalisierungsansätze werden
häufig durch soziale Medien und Online-Plattformen verstärkt,
die es den extremistischen Gruppierungen ermöglichen,
ungehindert ihre Propaganda zu verbreiten und Anhänger zu
mobilisieren.

Aktuelle Statistiken und Daten zu
Terrorismus in Deutschland

Laut dem Bericht des Bundeskriminalamtes (BKA) über die
Kriminalität in Deutschland verzeichnete das Land im Jahr 2022
einen Anstieg der politisch motivierten Kriminalität,
einschließlich islamistischer Taten. In einem Jahr verzeichnete
das BKA mehr als 500 islamistisch motivierte Gewalttaten, was
eine besorgniserregende Zunahme darstellt im Vergleich zu den
Vorjahren. Ein großer Teil dieser Taten sind Messerangriffe, die
in der Öffentlichkeit oft Angst und Schrecken auslösen.

Zusätzlich gab es umfassende Berichte über die
Herausforderungen der Sicherheitskräfte, die infolge der
gestiegenen Anzahl von potenziellen Bedrohungen, die
Ressourcen sind stark belastet. In einer Umfrage der DPolG
unter Polizeibeamten äußerten rund 70 % der Befragten, dass
sie sich über die Personalausstattung der Sicherheitskräfte
besorgt fühlen und mehr Unterstützung sowie Ressourcen für
effektive Präventionsmaßnahmen fordern.

Für detailliertere Informationen zu den Entwicklungen der
Kriminalitätslage in Deutschland können die Berichte des 
Bundeskriminalamts konsultiert werden.

Vergleichbare historische Ereignisse in
Deutschland

https://www.bka.de


Eine der vergleichbarsten Episoden in der deutschen Geschichte
in Bezug auf Terrorismus wäre die Welle der Anschläge der RAF
(Rote Armee Fraktion) in den 1970er Jahren. Damals war
Deutschland mit einer erheblichen Anzahl von Terroranschlägen
konfrontiert, die ebenfalls gesellschaftliche Spannungen
hervorriefen. 

Wie beim islamistischen Terrorismus waren auch die Motive der
RAF eng mit politischen und sozialen Unruhen verknüpft. Die
notwendigen politischen Maßnahmen, die ergriffen wurden, um
der Bedrohung von innen entgegenzuwirken, umfassten sowohl
repressive Maßnahmen als auch tiefere gesellschaftliche
Analysen zur Ursachenbekämpfung. Die Unterschiede liegen in
der Motivationsstruktur der Täter und den ideologischen
Hintergründen. Während die RAF aus einem sozialistisch-
anarchistischen Gedankengut entstand, sind islamistische
Anschläge oft stark durch religiöse Ideologien motiviert.

Weitere Informationen über die Geschichte der RAF können auf
der Bundeszentrale für politische Bildung nachgelesen
werden.
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